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86 Verordnung 


betreffend die Vornahme einer Volkszählung am 31. Auguſt 1924. Vom 20. S. 1924. 


Auf Grund des Geſetzes über die Vornahme einer Volkszählung in der Freien Stadt Danzig 
vom 15. Auguſt 1924 (Geſetzbl. 1924 S. 339) wird folgendes verordnet: g 


k 

Am Sonntag, dem 31. Auguſt 1924, findet im Gebiete der Freien Stadt Danzig eine Volks— 
zählung ſtatt. 

5 8 2. 

Erhebungsbehörden find in der Stadtgemeinde Danzig der Polizeipräſident, in den Landkreiſen 
und zwar unter Verantwortlichkeit der Landräte die Gemeindevorſteher, in Zoppot der Magiſtrat, in 
Oliva der Gemeindevorſteher. 

Den Erhebungsbehörden werden die erforderlichen Zählpapiere vom Statiſtiſchen Amte der 
Freien Stadt Danzig zugeſtellt, das auch das Urmaterial bearbeitet. 

8 3. 

Der Erhebung unterliegen alle in der Nacht vom 30. zum 31. Auguſt 1924 im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig anweſenden Perſonen, ebenſo alle Perſonen, die, ohne in dieſem Zeitpunkte im 
Zählgebiete anweſend zu ſein, im Gebiete der Freien Stadt Danzig ihren Wohnſitz haben. 

§ 4. 

Erfragt werden der Perſonen- und Familienſtand, die Religion und die Staatsangehörigkeit. 
Die Befragung erfolgt mittelft Haushaltungsliſten, die in der Zeit vom 27. bis 30. Auguſt 1924 durch 
die Erhebungsbehörden den zuſtändigen Hauseigentümern und ihren Vertretern zugeſtellt werden und 
von dieſen den ausfüllungspflichtigen Haushaltungsvorſtänden und ihren Vertretern ſofort nach Empfang 
zur Ausfüllung auszufolgen ſind. Notfalls, insbeſondere in Abweſenheit von Haushaltungen, hat der 
Hauseigentümer und ſein Vertreter die Ausfüllung der Haushaltungsliſten ſelbſt vorzunehmen. Bis 
zum 1. September 1924 mittags ſind die ausgefüllten Liſten von den Haushaltungsvorſtänden und 
ihren Vertretern an die Hauseigentümer und ihre Vertreter abzugeben, die die Zählpapiere hinſichtlich 
der Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Eintragungen zu prüfen und ſie den mit der Abholung der aus— 
gefüllten Zählpapiere ſeitens der Erhebungsbehörden Beauftragten auszuhändigen haben. Falls die 
Abholung der Zählpapiere durch dieſe Beauftragten bis zum 5. September 1924 nicht erfolgt iſt, ſind 
die ausgefüllten Zählpapiere ſeitens der Hauseigentümer und ihrer Vertreter den zuſtändigen Erhebungs- 
behörden unmittelbar zuzuſtellen. Ausfüllungspflichtige, die bis zum 30. Auguſt 1924 die erforderlichen 
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Zählpapiere nicht erhalten haben, haben dieſe bei der für ihre Wohnung zuſtändigen Erhebungsbehörde, 
in der Stadtgemeinde Danzig bei dem zuſtändigen Polizeirevier, unverzüglich einzuholen. 
8 5. | 

Die Erhebungsbehörden haben die ausgefüllten Zählpapiere auf deren Vollzähligkeit nachzuſehen, 
die Vollſtändigkeit und Richtigkeit der Eintragungen in den Liſten nachzuprüfen und das geſamte 
Urmaterial bis ſpäteſtens 9. September an das Statiſtiſche Amt der Freien Stadt Danzig einzuſenden. 0 

8 6. f 

Soweit durch das von den Gemeinden und Gemeindeverbänden benötigte Perſonal Koſten 
verurſacht werden, trägt dieſe die betreffende Gemeinde bezw. der Gemeindeverband. Im übrigen 
entſtehende Koſten werden vom Staat zu *; und von den Gemeinden zu ½ getragen. Für die Ber 
teilung des auf die Gemeinden entfallenden Fünftel iſt die neufeſtgeſtellte Einwohnerzahl maßgebend. 

8 7. 

Wer die auf Grund dieſer Verordnung an ihn gerichteten Fragen wiſſentlich wahrheitswidrig 
beantwortet oder diejenigen Angaben zu machen verweigert, welche ihm nach dieſer Verordnung obliegen, 
wird nach Maßgabe der Beſtimmungen des 3 6 des Geſetzes vom 15. Auguſt 1924 über die Vornahme 
einer Volkszählung in der Freien Stadt Danzig beſtraft. 

88. 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 20. Auguſt 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Frank. 


87 Verordnung 
über die Anderung der Grundbeträge und Zuſatzrenten in den Verſorgungsgeſetzen. 
Vom 16. 8. 1924. 

Nach § 87 Abſ. 2 und 8 93 des Reichsverſorgungsgeſetzes in der Faſſung des Danziger Geſetzes 
vom 3. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1050) und nach Artikel XII des Geſetzes zur Abänderung des Reichs- 
verſorgungsgeſetzes vom 22. 6. 1923, eingeführt durch Danziger Geſetz vom 3. Oktober 1923, werden 
die Grundbeträge der Verſorgungsgebührniſſe und der Zuſatzrenten vom 1. Auguſt 1924 wie folgt feſtgeſetzt! 

I. Es betragen jährlich: 
1. Die Unterhaltungskoſten für den Blindenführerhund 


F, . 7 170,0 6 
eee e, ene enen 2259 1787.05 
en S ha re aa A 145,80 6 
2. Grundrenten und Schwerbeſchädigtenzulage bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 

um 30 v. H. . 72,90 G Grundrente 
0 97,20 8 1 
F 4 und 24,30 G Schwerbeſchädigtenzulage 
see 4 „ 36,45 G x 
C 2 „ 60,75 0 5 
508.8, ih G 2 „ 97,20 8 3 

90 v. H. 218,70 8 1 „ 145,80 8 ; 


bei Erwerbsunfähigkeit 243,— G m „ 243,— 8 h 


3. Die Pflegezulageit: 


Be: Anſache Wriegeanlage FRI DETE U ET 6546,75 6 
R erhöhte 1 DE MER BRETTEN SERIEN NEN — 
höchſte h ERTL Ba le 12 5 

4. Das Sterbegeld (einmalige Anklang). 
„ d BE ER OR 
2 ERBE ET TE Are pn: 2 8 
Serge CCC ea te til 1B,88 


5. Die Zuſatzrenten: 
für einen Schwerbeſchädigten bei einer . der gr 


int DU OWEN. ee A RAR HR „ 800 
c , ee aa AU Ch 
um mehr als 80 v. H... 729,— 8 
für eine rentenberechtigte Witwe oder für einen n Empfänger von Witwerrente 437,40 8 
für eine rentenberechtigte vaterloſe Waiſſ » » » » 2 22 145,80 G 
0 m elternloſe „ C 
5 einen Alternt eil!!! , ²˙— e 182,25 8 
1 „ ein Elternpaar Tg J Seyelleier., Ar .2291,00.@ 
„ einen Empfänger von Hausgeld 7) 
10 1 e . 7... 87,40.G 
Pr eine Empfängerin von Witwenbeihilfe a . e 
„ einen Empfänger von Waiſenbeihilfe .. 121,50 0 
außerdem für Schwerbeſchädigte oder Dausgeibempfänge, die fü | Kinder 
zu ſorgen haben, für jedes Kind.. 3 145,80 G 
6. Die Vollrentenſätze für Löhnung empfangende Kapitulanten: 
0 ̃ % ie: > U 
FFF ̃ ̃ c ( . FIRE 
285 
„ Gemeine 315,90 8 


Vom 1. Auguſt 1924 ab wird die Ausgleichszulage 68 28 des e auf 
35 v. H., die erhöhte Ausgleichszulage auf 70 v. H. der nach § 27 Abſ. 1 des Reichsverſorgungs— 
geſetzes zu gewährenden Gebührniſſe feſtgeſetzt. 

Danzig, den 16. Auguſt 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


8 Verordnung 
zur Anderung der Poſtordnung. Vom 8. 8. 1924. 
Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und > § 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) 
wird die Poſtordnung vom 23. Dezember 1921 (Geſetzbl. S. 277 ff.) wie folgt geändert: 
1. Im Inhaltsverzeichnis iſt auf Seite 277 unter $ 17 in zweiter Zeile zu ſetzen ſtatt „über mehr 


als 500 M“: „mit Siegelverſchluß“. a 
Ferner it auf Seite 278 die 18. Textzeile (S 36a uſw.) zu ſtreichen. 


n 


5 


Ot 


6. 


—1 


10. 


il, 


E a 
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Im § 1 „Allgemeines uſw.“ Abſatz III, find im 1. Satz des 2. Unterabſatzes das Komma hinter | 
„Zuſtellungsgebühren“ und die Worte „die Einlieferungsgebühr für die durch Straßenbahnbriefkaſten 


aufgelieferten gewöhnlichen Brieſſendungen“ zu ſtreichen. 

Im 8 12 „Pakete“, Abſatz VI, iſt in der erſten Zeile zwiſchen „die“ und „zu“ einzuſchalten: 
„nach den Poſtgebührenbeſtimmungen“. Die in Klammern ſtehende Stellenangabe des Poſt⸗ 
gebührengeſetzes iſt zu ſtreichen. 


Im 814 „Wertſendungen“ erhält der Abſatz II folgende Faſſung: „Der Wert iſt in der Aufſchrift, 


bei Paketen auch auf der Paketkarte, in Danziger Währung in Ziffern anzugeben; bei unverfiegelten 


Wertpaketen (8 16 I) hat die Angabe des Wertes in der Paketaufſchrift zu unterbleiben. Der 
angegebene Wert ſoll den gemeinen Wert der Sendung nicht überſteigen.“ 

Im 8 16 „Verſchluß der Pakete und Wertſendungen“ iſt im Abſatz II im erſten Satz ſtatt „dem 
Poſtgebührengeſetz“ zu ſetzen: „den Gebührenbeſtimmungen“. 

Im 817 „Beſondere Anforderungen an Verpackung und Verſchluß der Briefe mit Geldſtücken uſw.“, 
Abſatz II, erhält der 1. Satz folgende Faſſung: 

Bei Geldpaketen im Gewichte bis 3 kg, deren Wertangabe bei Papiergeld 10 000 G und 

bei Metallgeld 1000 G nicht überſteigt, genügt eine Hülle aus ſtarkem, mehrfach umgeſchlagenem 
Papier mit guter Verſchnürung und Verſiegelung. 
Im 8 18 „Poſtaufträge“ iſt im Abſatz J unter 1 ſtatt „zum 10 000 fachen Betrag der jeweiligen 
Gebühr für einen einfachen Fernbrief“, ferner im Abſatz J, 2. Unterabſatz, und im Abſatz IT unter 1 
ſtatt „den 10 000 fachen Betrag der jeweiligen Gebühr für einen einfachen Fernbrief“ jedesmal 
zu ſetzen: 1000 G. ; 

Sodann iſt im 2. Unterabſatz des Abſatz I der letzte Satz von „Poſtaufträge zur Geld- 
einziehung“ bis „lauten“ zu ſtreichen. 

In demſelben 8 (18) iſt im vorletzten Unterabſatz des Abſ. IV ſtatt „deutſcher“ zu ſetzen, „Danziger“ 
und zwiſchen „und“ und „in“ einzuſchalten „die Guldenſumme“. 


9. In demſelben $ (18) ſind im Abſatz IX, 1. Unterabſatz, der zweite Satz und im dritten Satz die 


Worte „oder den Benachrichtigungszettel in Empfang zu nehmen“ zu ſtreichen. 

Sodann iſt im letzten Satze des 1. Unterabſatzes ſtatt „deren Wertangabe das Fünffache des 
für Poſtanweiſungen feſtgeſetzten Meiſtbetrags (8 20 I) überſchreitet“ nach Streichung des Kommas 
hinter „Wertſendungen“ zu ſetzen: von über 1000 G. 

In demſelben $ (18) find im Abſ. X der zweite Satz und im Abſatz XI unter 1., zweiter Unter⸗ 
abſatz, der letzte Satz zu ſtreichen. g 
In demſelben $ (18) erhält der Abſatz XVI folgenden Wortlaut: 
XVI. Für Poſtaufträge werden erhoben 
1. die Gebühr für einen Einſchreibbrief; 
2. eine Vorzeigegebühr ($ 1, IV); 
3. Eine Einziehungsgebühr ($ 1 IV); 
4. a) für die Übermittelung des eingezogenen Betrags die Poſtanweiſung- oder die Zahl 
kartengebühr nach den Gebührenbeſtimmungen; 
b) für die Rückſendung des angenommenen Wechſels die Gebühr für einen freigemachten 
Einſchreibbrief; 
5. wenn die Wechſelſumme nicht gezahlt worden iſt 
a) eine Gebühr für die Erhebung des Poſtproteſtes (8 1, IV), 2 
b) für die Rückſendung des proteſtierten Wechſels und der Proteſturkunde die Gebühr 
für einen freigemachten Einſchreibbrief. 

Zur Zahlung der Gebühren zu 1, 2, 4b und 5 ſowie zur Erſtattung der nach den Landes“ 

geſetzen etwa entſtehenden Stempelkoſten für die Proteſturkunde iſt der Auftraggeber verpflichtet, 


18. 


19, 


22. 


345 


Die Gebühren zu 1 und 2 find voraus zu zahlen. Die Einziehungs-, die Poſtanweiſungs— 
und die Zahlkartengebühr (3 und 4a) werden von dem eingezogenen Betrag abgezogen. Die 
Gebühren unter 4 b und 5 nebſt den landesgeſetzlichen Stempelkoſten werden bei Überſendung des 
angenommenen oder des proteſtierten Wechſels erhoben. 

Iſt die Zahlung des Geldbetrags oder die Annahme des Wechſels verweigert worden, ſo 
wird der Poſtauftrag gebührenfrei zurück- oder weitergeſangt. 


Im 8 19 „Nachnahmeſendungen“ Abſ. I, erhält der erſte Satz folgenden Wortlaut: 


Poſtnachnahme iſt bis 1000 8 einſchließlich bei Briefſendungen und bei Paketen zuläſſig. 


3. In demſelben $ (19) Abſ. II iſt in Zeile 2/3 des erſten und Zeile 3 des zweiten Unterabſatzes 


ſtatt „Nachahme . Mark lin Ziffern und Buchſtaben)“ jedesmal zu ſetzen: 
„Nachnahme Gulden .. P“ (Guldenſumme in Ziffern und Buchſtaben). 


In demſelben 8 (19) fällt im 2. Unterabſatz des Abſatzes III der zweite Satz fort. Sodann iſt 


im letzten Satze ſtatt „Er iſt“ zu ſetzen: „Der Abſender iſt“. 

In demſelben $ (19) find der 2. Satz des Abſatzes V von „Bei Nachnahmeſendungen“ bis „ein— 
zulöfen ſei“ und der vorletzte Satz im 1. Unterabſatz des Abſatzes VII von „Bei Nachnahme— 
ſendungen“ bis „nicht ſtatt“ zu ſtreichen. 

In demſelben 8 (19) Abſ. VIII, ſind die Worte „oder die Zahlung der Gebühr für die Wieder— 
holung der Vorzeigung (XI, 3) zu ſtreichen. 


In demſelben $ (19) erhält der Abſ. XI folgende Faſſung: 


XI Für Nachnahmeſendungen werden erhoben 
1. die Gebühr für gleichartige Sendungen ohne Nachnahme, bei Einſchreib- und Wertſendungen 
auch die Einfchreib- und die Verſicherungsgebühr; 
eine Vorzeigegebühr ($ 1 IV); 
eine Einziehungsgebühr (8 1 IV); 
für die Übermittelung des eingezogenen Betrags die Poſtanweiſungs- oder die Zahlkarten⸗ 
gebühr nach den Gebührenbeſtimmungen. 3 
Die Gebühren zu 1 und 2 ſind vorauszuentrichten. Die Einziehungs-, die Poſtanweiſungs⸗ 
und die Zahlkartengebühr (3 und 4) werden von dem eingezogenen Betrag abgezogen. 
Im 8 20 „Poſtanweiſungen“ Abſ. III, erhält der zweite Satz des erſten Unterabſatzes folgende 
Faſſung: ö 
„Der Betrag iſt in Danziger Währung anzugeben und die Guldenſumme in Buchſtaben zu 
wiederholen.“ 
In demſelben § (20) erhält der Abſatz VII folgende Faſſung: 5 
„Die Poſtanweiſung und die Freimarken gehen bei der Einlieferung in das Eigentum der Poſt 
über; ſie müſſen ihr auch dann zurückgegeben werden, wenn auf die Auszahlung des Betrags 
verzichtet oder ſeine Annahme verweigert wird.“ 
In demſelben 8 (20), Abſatz XIV, iſt Ziff. 3 nebſt den Angaben zu ſtreichen. Die Ziffern „4 bis 6“ 
ſind in „3 bis 5“ zu ändern. 
Sodann iſt im letzten Unterabs. ſtatt „1 bis 4“: „1 bis 3“ und ſtatt „5 u. 6“: „A u, 5 
zu ſetzen. 


1 


— 82 


Im 8 21 „Poſtkreditbriefe“, Abſ. I, erhält der erſte Satz folgende Faſſung: 


Poſtkreditbriefe können auf alle durch 100 teilbare Summen bis 5000 6 ausgeſtellt werden. 
In demſelben $ (21) iſt im Abſatz III, zweiter und dritter Satz, ſtatt „1000“ und „½¼ des Meiſt⸗ 
betrags“ zu ſetzen: „100“ und „500 G“. 


In demſelben $ (21), Abſatz V, iſt im vierten Unterabſatz ſtatt „vom 3 Wochen“ zu ſetzen „von 


3 Wochen“. 
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24. In demſelben § (21) erhalten der erſte und zweite Unterabſatz des Abſatzes VI folgende Faſſung: 

„VI Vom Beſteller werden erhoben: 

1. für die Einzahlung mit Zahlkarte die Gebühr nach den Gebührenbeſtimmungen, 

2. eine Auszahlungsgebühr ($ 1, IV). 5 f 

Der Beſteller hat die Zahlkarte vor der Einlieferung zur Poſt mit Freimarken in Höhe der 
Gebühren unter 1 und 2 freizumachen; bei Beſtellung des Poſtkreditbriefs mit Uberweiſung wird 
die Gebühr unter 2 von ſeinem Poſtſcheckkonto abgebucht. Wird das Guthaben nicht ganz abgehoben, 
ſo wird die Auszahlungsgebühr für den nicht abgehobenen Teil nicht erſtattet“. 

25. In demſelben 8 (21) fällt der Abſatz VII fort. 

26. Im § 22. „Durch Eilboten zu beſtellende Sendungen“, Abſatz IV, iſt zu ſetzen unter a ſtatt „ſowie 
Wertſendungen und Poſtanweiſungen nach Maßgabe des § 36“: „Poſtanweiſungen nebſt den Geld- 
beträgen ſowie Wertſendungen nach Maßgabe des „§ 36“, unter b ſtatt der erſten Angabe „1000 M“ 
„1000 G“; ferner find hinter der Angabe „Geldbeträgen“ die Worte von „bis“ bis „einſchließlich“ 

zu ſtreichen; hinter „Geldbeträgen“ iſt ein Punkt zu ſetzen. Im folgenden Satz ſind das Komma 
hinter dem Worte „Wertangabe“ und die Worte von „bei“ bis „Beträge“ ſowie das Komma 
hinter „Ablieferungsſchein“ und die Worte „die Poſtanweiſung“ zu ſtreichen. 

27. In demſelben $ (22), Abſatz V, iind unter A. 1. die Worte zu ſtreichen: „mit und ohne den 
zugehörigen Geldbetrag“. 

28. Im § 23 „Bahnhofsbriefe“ iſt am Schluſſe des Abſatzes VI als neuer Unterabſatz nachzutragen: 

„Verſendet der Verleger in Zeitungs-Bahnhofsbriefen mehr Stücke, als angemeldet ſind, 
ſo hat er für jedes nicht angemeldete Stück eine erhöhte Gebühr zu entrichten. Bei wieder— 
holter mißbräuchlicher Ausnutzung der Einrichtung kann dem Verleger das Recht, Zeitungs- 

Bahnhofsbriefe zu verſenden, entzogen werden“. 

29. Im § 28 „Zeitungsvertrieb“ erhalten die Abſ. II, III, V und VIII folgende Faſſung: 

„II. Die Dauer, auf die Zeitungsbeſtellungen angenommen werden können (Bezugszeit), 
beſtimmt der Verleger. Zuläſſig ſind folgende Bezugszeiten: 

a) vierteljährliche, beginnend mit dem 1. Januar, 1. April, 1. Juli oder 1. Oktober, 

b) einmonatige, beginnend mit dem 1. jedes Monats. 

Ob in beſtimmten Fällen noch kürzere Friſten zuzulaſſen ſind, entſcheidet die Poſtverwaltung. 
Veröffentlichungen, die monatlich einmal oder ſeltener erſcheinen, können nur vierteljährlich bezogen, 
ſolche, die ſeltener als vierteljährlich erſcheinen, können nur als Verlagsſtücke (VII) angemeldet 
werden. 

Der Bezugspreis iſt von den Verleger auf mindeſtens 10 P für das Vierteljahr oder für den 
Monat feſtzuſetzen, im übrigen müſſen die Preiſe auf durch 5 teilbare Pfennigbeträge lauten. Für 
Zeitungen, die ausſchließlich als Verlagsſtücke vertrieben werden ſollen, iſt kein Bezugspreis anzumelden. 

III. Die Zeitungen müſſen bei der Poſtanſtalt beſtellt werden, in deren Bezirk ſie abgetragen 
oder von der ſie abgeholt werden ſollen. s 

Mit der rechtzeitigen Lieferung der Zeitungen kann nur gerechnet werden, wenn die Ber 
ſtellung jo zeitig angemeldet wird, daß ſie dem Verleger noch vor Beginn der Bezugszeit aus“ 
gehändigt werden kann. Die nach dem 25. des Monats vor Beginn der Bezugszeit und die im 
Laufe der Bezugszeit aufgegebenen Zeitungsbeſtellungen gelten als verſpätet und unterliegen 
einer Verſpätungsgebühr. Nach dem 20. eines Monats werden Zeitungsbeſtellungen auf den 
laufenden Monat, nach dem 20. des letzten Vierteljahrsmonats werden Zeitungsbeſtellungen an 
das laufende Vierteljahr nicht mehr angenommen. Wünſcht der Bezieher einer Zeitung bei ver 
ſpäteter Beſtellung die Nachlieferung der für die Bezugszeit bereits erſchienenen Nummern, jo ! 
für das an die Verlags-Poſtanſtalt oder an den Verleger abzulaſſende Schreiben eine Nachlieſerungs“ 
gebühr zu entrichten. Bei verſpäteter Beſtellung mehrerer Stücke derſelben Zeitung durch einen 
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Bezieher wird die Verſpätungsgebühr nur einmal erhoben; dasſelbe gilt bei Nachlieferungen für 
die Nachlieferungsgebühr. 
3 V. Anderungen der Bezugsbedingungen (Benennung der Zeitung, Bezugspreis, Bezugszeit, 
Erſcheinnngsweiſe, Verlagsort) find nur zuläſſig 

bei vierteljährig zu beziehenden Zeitungen: zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober, 

bei einmonatig zu beziehenden Zeitungen: zum 1. jedes Monats. 

Den Zeitpunkt, bis zu welchem ſie bei der Verlags-Poſtanſtalt ſpäteſtens angemeldet werden 

müſſen, beſtimmt die Poſt. 

VIII. Auf die Zeitungsbezugsgelder werden an die Verleger auf Antrag Abſchlagszahlung 
unter Abzug der der Poſtverwaltung für die Bezugszeit zuſtehenden Gebühren durch die Verlags— 
Poſtanſtalten geleiſtet. Den Zeitpunkt der Zahlungen beſtimmt die Poſt. 

Ergibt ſich bei genauerer Feſtſtellung der Forderung des Verlegers, daß ihm ein zu hoher 
Betrag ausgezahlt worden iſt, ſo iſt der Verleger verpflichtet, der Aufforderung der Verlags— 
Poſtanſtalt wegen Rückgabe des zuviel gezahlten Betrags ſogleich nachzukommen, andernfalls wird 
er von der Vergünſtigung, Abſchlagszahlungen zu erhalten, für die Folge ausgeſchloſſen. Endgültig 
wird mit dem Verleger vierteljährlich nachträglich, und zwar im April, Juli, Oktober und Januar, 
abgerechnet.“ 

30. In demſelben 8 (28) iſt hinter Abſ. X als neuer Abj. einzuſchalten: 

„XI. Vom Zeitungsvertrieb durch die Poſt ſind ausgeſchloſſen: 

6) Veröffentlichungen, die in ihrem weſentlichſten Beſtandteil auf andere Weiſe als im Buch- 9 
druckverfahren hergeſtellt werden, ſowie alle Veröffentlichungen uſw., die nach Art, Form 
und Umfang dem nicht entſprechen, was nach der im Verkehr herkömmlichen Auffaſſung 
unter einer Zeitung oder Zeitſchrift zu verſtehen iſt, a 

b) alle von gewerblichen und kaufmänniſchen Unternehmungen herrührenden Druckerzeugniſſe, 
die ihren weſentlichen Inhalt und Hauptzweck nach Preisliſten, Geſchäftsanzeigen, Handels- 
rundſchreiben oder Werbeanzeigen einzelner oder einer begrenzten Zahl von Unternehmungen 
darſtellen und von den Unternehmungen ſelbſt oder in ihrem Auftrag und auf ihre 
Rechnung von einem Dritten herausgegeben werden.“ 

31. In demſelben $ (28) erhält der bisherige Abſ. XI die Bezeichnung XII. Der letzte Satz iſt zu 
ſtreichen. 

32, Im § 29 „Ort der Einlieferung“, Abſ. J, ſind im 2. Unterabſatz die Worte „gegen Entrichtung 
einer Nebengebühr“ zu ſtreichen. ö 

33. In demſelben § (29), Abſatz V, ſind in der 2/3. Zeile die Worte von „bis“ bis „M“ zu ſtreichen. 
Ferner iſt in der vierten Zeile an zwei Stellen ſtatt „M“ jedesmal „G“ zu ſetzen. - 

4. Im 8 33 „Zurückziehen von Poſtſendungen uſw.“ erhält der Abſ. VII folgende Faſſung: 

„VII. Iſt die Sendung noch nicht abgegangen, ſo erſtattet die Poſt auf Verlangen die 
vorausgezahlten Beträge auschließlich der Verſicherungsgebühr bei Rückgabe des Briefumſchlags uſw.“ 

5. In demſelben § (33) find die Abſ. X und XI zu ſtreichen; Abſ. XII erhält die Nr. X und 
folgende Faſſung: 

„Von Zeitungen, die durch dritte Perſonen beſtellt worden ſind, können auf Antrag dieſer 

Perſonen einzelne Stücke auf den Namen eines anderen als des urſprünglichen Beziehers um— 
f geſchrieben werden. Hierfür wird eine Gebühr in Höhe der Gebühr für die ÜUberweiſung einer 
Zeitung (S 44, VI) erhoben, gleichviel ob der neue Bezieher im Zuſtellbezirk derſelben oder 
einer anderen Poſtanſtalt wohnt.“ - 


. 


36. 


348 5 
Im 8 36 „Beſtellung und Beſtellgebühren“ erhält der Abſatz I folgende Faſſung: 


J. Die Verpflichtung der Poſt, die angekommenen Gegenſtände dem Empfänger ins Haus 5 


ſenden (zuſtellen) zu laſſen, erſtreckt ſich h 
1. im Ortszuſtellbezirk 
a) auf gewöhnliche und eingeſchriebene Brieſſendungen, 
b) auf Briefſendungen mit einer Wertangabe bis einſchließlich 3000 G, 
o) auf Poſtaufträge, 
d) auf Poſtanweiſungen nebſt den Geldbeträgen, 
e) auf Paketkarten zu gewöhnlichen, eingeſchriebenen und Wert-Paketen, 
f) auf Ablieferungsſcheine zu Wertſendungen, die nach ep nicht zugeſtellt werden; 
2. im Landzuſtellbezirk 
a) auf gewöhnliche und eingeſchriebene Brieffendungen, 


b) auf gewöhnliche und eingeſchriebene Pakete, ſoweit fie im einzelnen nicht über 5 kg 


wiegen und vom Landzuſteller innerhalb der zuläſſigen Belaſtungsgrenze und gegen 
Näſſe uſw. geſchützt befördert werden können, 

e) auf Sendungen mit einer Wertangabe bis einſchließlich 1000 8, bei Paketen unter den 
Vorausſetzungen zu b, 

d) auf Poſtaufträge, 

e) auf Poſtanweiſungen nebſt den Geldbeträgen, 


1) auf Paketkarten und Ablieferungsſcheine zu Paketen und Wertſendungen, die nach b 


und e nicht zugeſtellt werden, ſowie auf Paketkarten zu zollpflichtigen Paketen.“ 


37. In demſelben 8 (36), Abſatz V, iſt in der zweiten Zeile zu ſtreichen: „des Benachrichtigungs— 


zettels“. 


38. Im 8 38 „An wen die Sendungen auszuhändigen find“, Abſatz V, iſt im erſten Satz zu ſtreichen: 


„Benachrichtigungszettel“. 


In demſelben § (38), Abſatz VII, enthält der 1. Satz folgende Faſſung: 


Einſchreibbriefſendungen ſowie Wertbriefe und verſiegelte Wertpakete ($ 16, II) bis 1000 . 


oder die zugehörigen Ablieferungsſcheine und Paketkarten (§ 36 ) ſowie Poſtanweiſungen nebſt den 
Geldbeträgen ($ 20, I) werden bei der Zuſtellung, wenn der Empfänger oder fein Bevollmächtigter 
in der Wohnung nicht angetroffen oder der Zuſteller nicht vorgelaſſen wird, an ein erwachſenes 
Familienglied des Empfängers ausgehändigt. 5 


„In demſelben ($ 38), Abſatz IX, find das Wort „Benachrichtigungszettel“ und das davorſtehende 


Komma zu ſtreichen. 


Im 8 41 „Paketlagergebühr“, Abſatz J, iſt der zweite Satz zu ſtreichen. 
Im 8 43 „Aushändigung der Sendungen uſw.“, Abſatz I find im erſten Satz zu ſtreichen: 


in erſter Zeile „Benachrichtigungszettel“ mit dem davorſtehenden Komma, in zweiter Zeile in der 


Klammer: „§ 18 IX, § 19 *“, in ſiebenter Zeile in der Klammer: „Benachrichtigungszettel“ 
3. Der $ 48 „Nachlieferung von Zeitungen“ fällt fort. 

Im 8 49 „Verkauf von Poſtwertzeichen“, Abſatz I, erhält der 2. Satz folgende Faſſung: N 
„Für die Freimarken in Rollen und für die geſtempelten Vordrucke kann zur Deckung der 


beſonderen Koſten für ihre Herſtellung ein Zuſchlag erhoben werden.“ 


Im 8 50 „Zahlung der Gebühren“ iſt im Abſ. I erſter Satz hinter „Briefſendungen“ einzufügen! I 


„und auf die Poſtanweiſungen“. Alsdann ift der vorletzte Satz in demſelben Abſ. zu ſtreichen. 


. In demſelben $ (50), Abſatz VI, iſt im 1. Satz ſtatt „jede vollen oder angebrochenen 10 M“ zu l 


ſetzen: „jeden vollen oder angebrochenen Danziger Gulden“. 
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47. In der der hende Auder anliegenden „Überſicht über die poſtordnungsmäßigen Gebühren“ Neudruck) 
ſind nachſtehende Anderungen vorzunehmen: 

a) Es ſind zu ſtreichen: 
unter Nr. 5 und 6 die Angaben nahme für das der e Vorzeigung 
eines Poſtauftrags oder einer Nachnahmeſendung“ mit allen Angaben in den Spalten 2, 3 und 4; 
ferner die Nr. 7, 14, 18, 19 und 20 mit allen Angaben in den Spalten 1, 2, 3 und 4. 

b) Unter Nr. 5 „Poſtauftragsgebühren“ und Nr. 6 „Nachnahmegebühren“ iſt bei der Einziehungs⸗ 
gebühr in beſonderer Zeile in Spalte 2 hinter, Betrags“ jedesmal einzufügen: Höchſtbetrag . ; 
in Spalte 4 iſt an den entſprechenden Stellen „15“ zu ſetzen. 

c) . „Nr. 8 „Poſtkreditbriefgebühren“ iſt in Spalte 2 in beſonderer Zeile hinter „Gulden“ 
einzufügen: 

Mindeitbetrag........ in Spalte 4 tritt an enſprechende Stelle die Zahl: 200. 

d) Die Angaben unter Nr. 11 find wie folgt zu ändern: 


— . 5 . .. — 

Poſt⸗ Gebühr in 
ordnung | Danziger 
8 Pfennigen 


Gegenſtand Anmerkungen 


11 Gebühr für Zeitungs⸗Bahnhofsbriefe 
(außer der Zeitungsgebühr) 
I. Grundgebühr 
für jede aufgegebene Beſtellung oder für jede 
Anmeldung der für einen Empfänger be⸗ 


ſtimmten Stücke derſelben Zeitung monatlich 70 
II. Einzelgebühr 
a) bei täglich einmaligem oder ſeltenerem 
Erſcheinen einer Zeitung. 14 
b) für jede weitere Ausgabe am Tage . . 14 
c) für jede tägliche oder ſeltenere Ausgabe 
der nur für die zweite Hälfte eines 23, VI 
7 


Monats angemeldeten Stücke 

(Für jedes Stück der monatlich ein⸗ 
mal oder ſeltener erſcheinenden Zeitungen 
iſt jedoch ſtets die volle Gebühr unter a 
zu erheben). 

d) für jede tägliche oder ſeltenere Ausgabe 
unangemeldet verſandter Stücke, gleich⸗ 
viel an welchem Tage mit der Verſendung 
begonnen worden iſtt 70 


e) Zwiſchen Nr. 12 und 13 iſt nachzutragen: 
e Sp. 1: 12 2 chzutrag 


für jedes 
Stück 


monatlich 


12 b 

in Sp. 2: Gebühr für verſpätet aufgegebene Zeitungsbeſtellungen 
Kei Kir die Nachleſckung von Zeitungen 

in Sp. 3: 28, I 
28, III 


in Sp. 4: 20 f 
Sodann iſt die Eintragung Nr. 38 in allen Sp. zu ſtreichen. 


350 
f) Die Angaben unter Nr. 23 find wie folgt zu ändern: 


a nn —— — — 
1 2 3 4 5 
Poſt⸗ Gebühr in 
Nr. Gegenſtand ordnung | Danziger Anmerkungen 
8 Pfennigen 


23 Zeitungszuſtellgeld 


a) bei monatlich einmaligem oder ſeltenerem auf volle 5 P nach oben 
Erscheinen » Ser 86. VII 6 zu runden, und zwar 

b) bei wöchentlich einmaligem oder ſeltenerem = bei beſtellten Zeitun⸗ 
Erſcheme n für jedes 8 gen: Betrag für jedes 

c) für jede weitere Ausgabe N 5 i Stück, bei Verlags⸗ 
mise Woche ne ee . Stück 8 ſtücken und Sammel⸗ 
Höchſtſa g mn monatlich 96 überweiſungen: Ge 


d) Zuſtellgeld für Sammelüberweiſungen ſamtbetrag bei jedes⸗ 


von Zeitſchriſte n 0,8 maliger Abrechnung. 
g) Unter Nr. 17 (Ausfertigungsgebühr ufw.), Nr. 24 (Behandlungsgebühr für Poſtvollmachten), 
Nr. 26 (Schreibgebühr für Ausſtellung von Poſtausweiskarten) und Nr. 28 (Paketlager⸗ 
gebühr, täglich) find die in Spalte 4 aufgeführten Gebührenbeträge von 20, 20, 100 und 5 P 
in 50, 50, 80 und 10 P zu ändern. 
h) Unter Nr. 34 iſt hinzuzufügen: in Sp. 2: und Zeitungsumſchreibegebühr 
in Sp. 3: 33, X 
Die Verordnung tritt am 1. September in Kraft. 


Danzig, den 8. Auguſt 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm Runge. 


Bezugsgebühren 5 a) Pr das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1,00 G, b) für den Staatsanzeiger 
r die Freie Stadt Danzig Teil I 0,75 G, c) für den . für die Freie Stadt ansig Teil II 1,00 G 
eſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt 7 1 Für Beamte (fiehe Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugs⸗ 

preis zu a) 0,60 G, zu b) 0,40 G. Für Beamte gilt auch vierteljährliche Bezugszeit. 

Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


